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An den
Vorsitzenden 
des Wirtschafts- und 
Digitalisierungsausschusses des 
Schleswig-Holsteinischen Landtages 
Herrn Claus Christian Claussen, MdL 
Landeshaus 
24105 Kiel

An den
Vorsitzenden 
des Finanzausschusses des Schleswig-
Holsteinischen Landtages 
Herrn Christian Dirschauer, MdL 
Landeshaus 
24105 Kiel

nachrichtlich: 
Frau Präsidentin des 
Landesrechnungshofs Schleswig-Holstein 
Dr. Gaby Schäfer 
Berliner Platz 2 
24103 Kiel 

über das
Finanzministerium des
Landes Schleswig-Holstein
24105 Kiel

Minister

20. März 2025

Aktenvorlagebegehren Northvolt; Entstufung von Akten und Unterlagen; 
Schreiben der FDP-Fraktion vom 12. März 2025 und Schreiben der SPD-Fraktion 
vom 13. März 2025 auf Entstufung von Akten und Unterlagen

Sehr geehrte Herren Vorsitzende,

entsprechend des zwischen dem Landtag und der Landesregierung vereinbarten 
Verfahrens (vgl. Umdruck 20/4481) hat die Landesregierung eine vertiefte Prüfung der in 
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gesehen
und weitergeleitet
Kiel, den 20.03.2025
gez. Staatssekretär Oliver Rabe

Schleswig-Holsteinischer Landtag
Umdruck 20/4591
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oben bezeichneten Schreiben Akten und Unterlagen vorgenommen. Nach Prüfung können 
folgende Akten und Unterlagen mit Schwärzungen öffentlich gestellt werden:

Bezeichnung der Unterlage Gründe für Schwärzung

Vermerk MWVATT, 23.08.2023, Bd. 03 Fach 04 • personenbezogene Daten
• Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse
• nicht von Aktenvorlagenbegehren umfasste 

Themen 
• vom BMWK als VS-VERTRAULICH eingestufte 

Inhalte 

Vermerk MWVATT, 06.07.2024, Bd. 03 Fach 07 • personenbezogene Daten
• Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse

Protokoll Videokonferenz, 30.10.2024, Bd. 03 
Fach 08

• personenbezogene Daten
• Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse

E-Mail FM an BMWK, 26.09.2024, MWVATT 
Bd. 01 Fach 01

• personenbezogene Daten
• Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse
• vom BMWK als VS-VERTRAULICH eingestufte 

Inhalte

E-Mails FM und MWVATT, StK Fach 048 • personenbezogene Daten
• Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse
• nicht von Aktenvorlagenbegehren umfasste 

Themen 
• Informationen aus Bund-Länder-Sitzungen, deren 

Offenlegung der Zustimmung aller Länder und 
des Bundes bedarf

KV 219 (neu) • Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse (blau 
geschwärzt)

• nicht von Aktenvorlagenbegehren umfasste 
Themen (grün geschwärzt)

• vom BMWK als VS-VERTRAULICH eingestufte 
Inhalte (schwarz geschwärzt)

Diese Unterlagen finden sich in geschwärzter Fassung als Anlage zu diesem Schreiben.

Maßgebend für die Zusammenstellung war das übergeordnete Ziel, gegenüber den 
Ausschüssen und der Öffentlichkeit größtmögliche Transparenz zu gewähren. 

Im Ergebnis kann die Landesregierung den Anträgen auf Entstufung auf „öffentlich“ nicht 
vollumfänglich nachkommen. Bei der Prüfung zur Entstufung ist die Landesregierung wie 
folgt vorgegangen:

In einem ersten Schritt wurden alle zu den Anträgen identifizierten Unterlagen aus den VS-
VERTRAULICH Ordnern auf Textstellen geprüft, die seitens des BMWK als VS-
VERTRAULICH eingestuft wurden. Diese Textstellen wurden geschwärzt und die 
Unterlagen werden im Übrigen ungeschwärzt den Ausschüssen nun elektronisch zur 
Verfügung gestellt im Schutzstatus „parlamentsvertraulich“. Auch für diese Unterlagen gilt , 
dass diese Unterlagen dem Beschluss der Ausschüsse vom 20. Februar 2025 folgend 
gemäß § 13 Absatz 1 GehSchO sowie § 17 Absatz 2 LTGO SH vertraulich und geheim zu 
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behandeln sind und Beratungen nur in nichtöffentlicher Sitzung stattfinden (§ 17 Absatz 1 
Satz 2 LTGO SH). 

In einem zweiten Schritt wurden diese so entstuften Unterlagen daraufhin geprüft, ob die 
Unterlagen mit weiteren Schwärzungen auch auf die Stufe „öffentlich“ entstuft werden 
können. Diese Entstufung wurden insbesondere davon abhängig gemacht, ob die 
Unterlagen den Kernbereich exekutiver Eigenverantwortung betreffen. Sofern dieser 
Bereich nicht betroffen ist, wurden zusätzlich personenbezogene Daten, Geschäfts- und 
Betriebsgeheimnisse, von Dritten für vertraulich erklärte Informationen sowie nicht vom 
Aktenvorlagebegehren erfasste Informationen geschwärzt. Diese Unterlagen werden, wie 
oben dargestellt, für eine öffentliche Erörterung zur Verfügung gestellt. 

Bezüglich der Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse weist die Landesregierung darauf hin, 
dass sich die Unterlagen weiterhin direkt und indirekt in einem Bezug zur Ansiedelung 
eines international im Wettbewerb stehenden Unternehmens beziehen, und daher die 
Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse des Unternehmens Northvolt hinreichend zu 
berücksichtigen sind; dies gilt insbesondere, als dass der schwedische Mutterkonzern 
Northvolt A/B zurzeit ein ergebnisoffenes Verfahren gem. Chapter 11 nach US-
Insolvenzrecht sowie inzwischen auch ein Insolvenzverfahren nach schwedischem Recht 
durchläuft und in laufenden Verhandlungen um maßgebliche Investitionen mit Dritten 
steht.

Hinsichtlich der Kabinettsvorlage 219/2023(neu) teile ich mit, dass bereits in der 
ausnahmsweise erfolgten Vorlage der Kabinettsvorlage 219/2023(neu) einschließlich der 
zugehörigen vorweggehenden Entwürfe und Erarbeitungsschritte im Status als 
„vertraulich“ ein Entgegenkommen der Landesregierung gegenüber dem Parlament liegt. 
Die Vorlage von Kabinettsvorlagen sowie der vorbereitenden Dokumente betrifft den 
verfassungsrechtlich geschützten und aus dem Grundsatz der Gewaltenteilung 
abgeleiteten Kernbereich der exekutiven Eigenverantwortung, den Artikel 29 Absatz 3 Satz 
1 LVerfSH als Grund für die Ablehnung einer Vorlage von Akten benennt. Gleichwohl wird 
die Kabinettsvorlage 219/2023(neu) auch mit entsprechenden weiteren Schwärzungen auf 
„öffentlich“ entstuft vorgelegt.

Soweit in den Anträgen der Fraktionen auch Entwürfe und Erarbeitungsschritte, die als 
oder im Zuge der Vorbereitung der Kabinettsvorlage 219/2023(neu) erstellt wurden, 
genannt werden, kann dem Wunsch nach einer weiteren Entstufung nicht entsprochen 
werden. Diese Dokumente sind als parlaments-vertraulich zu behandeln.

Ob Akten vorzulegen sind, ist verfassungsrechtlich unter Berücksichtigung der jeweiligen 
Umstände des Einzelfalls zu beantworten. Der Kernbereich exekutiver 
Eigenverantwortung stellt einen grundsätzlich nicht ausforschbaren Initiativ-, Beratungs- 
und Handlungsbereich der Regierung dar und umfasst v. a. die Willensbildung der 
Regierung selbst. Dies umfasst die Erörterungen im Kabinett ebenso wie die Vorbereitung 
der Kabinetts- und Ressortentscheidungen. Auch wenn keine konkrete Gefahr besteht, 
dass eine vorgelegte Information zu einem Mitregieren Dritter führen kann, so ist jedenfalls 
die Freiheit und Offenheit der Willensbildung innerhalb der Regierung geschützt. Das 
Bundesverfassungsgericht erkennt in diesem Zusammenhang bei Erörterungen im 
Kabinett eine besonders hohe Schutzwürdigkeit. Für die Kabinettsvorlage sowie die 
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unmittelbar vorbereitenden Entwürfe ist ein ähnlicher Maßstab anzunehmen (vgl. BVerfG, 
Beschl. v. 30. März 2004 – 2 BvK 1/01 juris Rn. 48 ff., 58). 

Zwar kommt der parlamentarischen Kontrolle und mit ihr der Parlamentsöffentlichkeit ein 
erhebliches Gewicht zu. Für die öffentliche Behandlung von Entwürfen und 
Erarbeitungsschritten hin zur Kabinettsvorlage gilt aber, dass insoweit nur ein allgemeines 
Informationsinteresse des Ausschusses vorliegt. Hinweise auf die vom 
Bundesverfassungsgericht als Fälle eines besonderen parlamentarischen 
Informationsinteresses genannte Sachverhalte (vgl. BVerfG, ebd. Rn. 60) sind nicht 
erkennbar. Demgegenüber enthalten die Vermerke und Entwürfe Informationen, die über 
die Verhandlungsergebnisse der an der Entscheidung beteiligten Stellen hinausgehen. Die 
öffentliche Behandlung von Entwürfen kann für die zukünftige Bereitschaft der Beteiligten, 
die Verhandlungen offen zu führen, von Bedeutung sein (vgl. BVerfG, ebd. Rn. 69). Daher 
überwiegt das Interesse der Freiheit und Offenheit der Willensbildung innerhalb der 
Regierung das parlamentarische Interesse an einer öffentlichen Behandlung. In diesem 
Zusammenhang sei erinnert, dass die Landesregierung dem Informationsbedürfnis der 
Abgeordneten mit der umfangreichen Vorlage von Akten und Unterlagen bereits 
nachgekommen ist.

Folgende Akten und Unterlagen aus dem Verfügungsbereich der Staatskanzlei können, 
wie dargestellt, entstuft werden:

Antrag der SPD Fraktion vom 13.03.2025

relevanter 
Ordner 
gemäß 
Inhaltsverz
eichnis aus 
Schreiben 
StK 280 an 
SH 
Landtag 
vom 
19.02.2025

enthaltene Unterlage Einschränkung Begründung

lfd. Nr. 007

Seite 163

Seite 164 – 
165

Email StK intern 
Arbeitsebene vom 
23.06.2023

Entwurf Absichtserklärung

vertraulich mit 
ggf. 
Schwärzungen 
BMWK VS-V

vertraulich mit 
ggf. 
Schwärzungen 
BMWK VS-V

Die Email ist Teil des 
Willensbildungsprozesses im Zuge der 
Abstimmung von Entwürfen der als 
Anlage angefügten KV und gehört somit 
zum Kernbereich exekutiver 
Eigenverantwortung

Die Entwurfsfassung der 
„Absichtserklärung“ mit Änderungen, 
welche als Anlage zu einer KV 
vorgesehen ist, ist Teil des 
Willensbildungsprozesses im Zuge der 
Abstimmung der KV und gehört somit 
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Seite 166 – 
170

Seite 171 – 
172

Seite 173 – 
179

Seite 180 - 
182

VMRK VII Arbeitsebene 
vom 08.06.2023

Vorschlag Rechenvarianten

Entwurf Kabinettvorlage mit 
Datum 21.06.2023

Entwurf Anl. zu o.g. KV 
„Absichtserklärung“

vertraulich mit 
Schwärzungen 
BMWK VS-V

vertraulich

vertraulich mit 
Schwärzungen 
BMWK VS-V

Schwärzung 

zum Kernbereich exekutiver 
Eigenverantwortung

Der VMRK enthält einen Vorschlag für 
einen Textbaustein im Änderungsmodus 
und steht somit im unmittelbaren 
Zusammenhang mit der Vorbereitung 
einer KV. Somit ist der VMRK Teil des 
Willensbildungsprozesses im Zuge der 
Abstimmung der KV und gehört somit 
zum Kernbereich exekutiver 
Eigenverantwortung

Die Rechenvarianten sind Teil des 
Willensbildungsprozesses im engen 
zeitlichen und inhaltlichen 
Zusammenhang mit der Erstellung einer 
KV. Somit ist der VMRK Teil des 
Willensbildungsprozesses im Zuge der 
Abstimmung der KV und gehört somit 
zum Kernbereich exekutiver 
Eigenverantwortung

Darüber hinaus gehören diese 
Rechenvarianten zu einem 
Abstimmungsprozess mit dem BMWK. 
Die Veröffentlichung könnte das 
Vertrauensverhältnis zwischen Bund und 
Land beschädigen.

Die Entwurfsfassung mit Änderungen ist 
Teil des Willensbildungsprozesses im 
Zuge der Abstimmung der KV und 
gehört somit zum Kernbereich 
exekutiver Eigenverantwortung

Die PWC Unterlagen wurde vom BMWK 
als VS-V eingestuft

lfd. Nr. 009

Seite 390 - 
413

Kabinettvorlage/
Dringlichkeitsvorlage Nr. 
219/2023 neu vom 
04.12.2023

Entstufung auf 
öffentlich mit 
Schwärzungen

Generell gilt, dass folgende 
Schwärzungen vorgenommen werden:

 BMWK VS-V

Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse,

 nicht vom Aktenvorlagebegehren 
erfasste Informationen

lfd. Nr. 010

Seite 414 – 
416

Email StK intern 
Arbeitsebene vom 

keine Entstufung 
des gesamten 

Fach 010 wird nicht entstuft, da es sich 
im Antrag der SPD Faktion offensichtlich 
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Seite 417 – 
423

Seite 424 – 
425

Seite 426

05.07.2024 mit weiterem 
Verlauf

Pfandrechtsbestellungsvert
rag zwischen Northvolt Drei 
und Land Schleswig-
Holstein aus Juni 2024

Schreiben Northvolt Drei an 
Kreditinstitut vom 
26.06.2024

Schreiben Anwaltskanzlei 
an Landesamt für Umwelt 
SH vom 26.06.2024

Faches 010 bei der Nennung von Fach 010 
offensichtlich um ein redaktionelle 
Versehen handelt, den die im Antrag 
i.Z.m. Fach 010 genannte Unterlage 
„Kabinettvorlage / Dringlichkeitsvorlage 
219/2023, …“ befindet sich in Fach 009, 
siehe dazu oben.

lfd. Nr. 048

Seite 2538 
– 2540

Seite 2541 
– 2542

Seite 2543 
– 2548

Email VI Arbeitsebene an 
StK M/CdS, VI StF, VII St 
und weitere Arbeitsebene 
StK, MWVATT, FM vom 
30.11.2023

Email VI Arbeitsebene an 
VI Arbeitsebene und VII 
Arbeitsebene vom 
15.12.2022

Reliance Letter zwischen 
PWC und VII St mit Datum 
23.01.2023

Entstufung auf 
öffentlich mit 
Schwärzungen

Entstufung auf 
öffentlich mit 
Schwärzungen 

Schwärzung

Generell gilt, dass folgende 
Schwärzungen vorgenommen werden:

 BMWK VS-V

 Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse,

 personenbezogene Daten

 nicht vom Aktenvorlagebegehren 
erfasste Informationen von 

 von Dritten als vertraulich eingestufte 
Unterlagen

 Kernbereich der exekutiven 
Willensbildung

Der Reliance Letter wurde zwischen 
PWC und MWVATT geschlossen. PWC 
hat den Reliance Letter ausdrücklich als 
„PERSÖNLICH & VERTRAULICH“ 
gekennzeichnet. Daher ist eine 
Veröffentlichung nicht möglich. Ein 
Einverständnis zur Veröffentlichung 
konnte in der Kürze der Zeit nicht 
erreicht werden.
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Seite 2549 
– 2556

Seite 2557

Seite 2558 
– 2562

Email intern VI 
Arbeitsebene mit weiterem 
Verlauf vom 27.01.2023

Email VI Arbeitsebene an 
VI StF und VI M vom 
11.01.2023 mit weiterem 
Verlauf

VMRK StK- VII- VI- 
Arbeitsebene vom 
05.01.2023

VMRK VII Arbeitsebene 
vom 13.11.2023 mit 
Textbaustein für Entwurf 
Kabinettvorlage 

Entstufung auf 
öffentlich mit 
Schwärzungen

 vertraulich

 vertraulich

vertraulich

Die Email wird insoweit geschwärzt, 
soweit die Einstufung der Vertraulichkeit 
seitens Dritter, die Vertraulichkeit im 
Rahmen der Vertragsverhandlungen 
zwischen MWVATT und PWC, der 
Kernbereich exekutiver Willensbildung 
und zusätzlich das Vertrauensverhältnis 
zwischen den Vertragspartnern dagegen 
spricht. So z.B. ist in Teilen des Email 
Verlaufs ein Disclaimer seitens PWC 
bzgl. der Vertraulichkeit zu beachten. 
Ein Einverständnis zur Veröffentlichung 
konnte in der Kürze der Zeit nicht 
erreicht werden.

Die Email ist Teil der Abstimmung des 
beigefügten Vermerks StK- VII- VI- auf 
Arbeitsebene und steht im engen 
Zusammenhang damit. Damit ist diese 
Email ebenfalls, wie nachfolgend 
ausgeführt, dem Kernbereich der 
exekutiver Eigenverantwortung 
zuzuordnen.

Die Inhalte in diesem VMRK 
protokollierten einen 
Willensbildungsprozess und eine 
Strategieabsprache der 
Landesregierung auf hoher Ebene im 
Vorwege einer Verhandlungsstrategie 
ggü. dem BMWK. Sowohl die 
strategischen Überlegungen, wie auch 
das später daraus resultierende 
Verhandlungsergebnis wird Basis sein 
für spätere Kabinettvorlagen. Daher ist 
der VMRK Teil des 
Willensbildungsprozesses der 
Landesregierung und gehört somit zum 
Kernbereich exekutiver 
Eigenverantwortung

Darüber hinaus gehören diese 
Überlegungen zu einem 
Abstimmungsprozess mit dem BMWK. 
Die Veröffentlichung könnte das 
Vertrauensverhältnis zwischen Bund und 
Land beschädigen.

Dieser VMRK beinhaltet eine 
Entwurfsfassung einer KV mit 
Änderungen und ist damit den 
Willensbildungsprozess im Zuge der 
Abstimmung der KV zuzuordnen und 
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Seite 2563 - 
2573

Nachtragshaushalt 2023 gehört damit zum Kernbereich 
exekutiver Eigenverantwortung.

lfd. Nr. 049

Seite 2574 
– 2575

Seite 2576 
– 2595

Seite 2596 
-2600

Email VI Arbeitsebene an 
VI Arbeitsebene vom 
01.12.2023

Entwurf Kabinettvorlage 
219/2023 mit Änderungen, 
Datum 01.11.2023 

Entwurf Anl. zu o.g. KV 
„Gesetzentwurf“

vertraulich ggf. 
mit 
Schwärzungen 
BMWK VS-V

vertraulich mit 
Schwärzungen 
BMWK VS-V

vertraulich

Die Email ist Teil des 
Willensbildungsprozesses im Zuge der 
Abstimmung von Entwürfen der als 
Anlage angefügten KV und gehört somit 
zum Kernbereich exekutiver 
Eigenverantwortung

Die Entwurfsfassung mit Änderungen ist 
Teil des Willensbildungsprozesses im 
Zuge der Abstimmung der KV und 
gehört somit zum Kernbereich 
exekutiver Eigenverantwortung

Die Entwurfsfassung mit Änderungen ist 
Teil des Willensbildungsprozesses im 
Zuge der Abstimmung der KV und 
gehört somit zum Kernbereich 
exekutiver Eigenverantwortung

lfd. Nr. 050

Seite 2601 
– 2603

Seite 2604 - 
2624

Email StK M/CdS an StK 
Arbeitsebene vom 
03.12.2023 mit weiterem 
Verlauf

Entwurf Kabinettvorlage 
219/2023 mit Änderungen, 
Datum 01.11.2023

vertraulich ggf. 
mit 
Schwärzungen 
BMWK VS-V

vertraulich mit 
Schwärzungen 
BMWK VS-V

Die Email ist Teil des 
Willensbildungsprozesses im Zuge der 
Abstimmung von Entwürfen der als 
Anlage angefügten KV und gehört somit 
zum Kernbereich exekutiver 
Eigenverantwortung

Die Entwurfsfassung mit Änderungen ist 
Teil des Willensbildungsprozesses im 
Zuge der Abstimmung der KV und 
gehört somit zum Kernbereich 
exekutiver Eigenverantwortung

lfd. Nr. 051

Seite 2625 
– 2627

Seite 2628 - 
2648

Email StK Arbeitsebene an 
VI- und VII- Arbeitsebene 
vom 03.12.2023 mit 
weiterem Verlauf

Entwurf Kabinettvorlage 
219/2023 mit Änderungen, 
Datum 01.11.2023

vertraulich ggf. 
mit 
Schwärzungen 
BMWK VS-V

vertraulich mit 
Schwärzungen 
BMWK VS-V

Die Email ist Teil des 
Willensbildungsprozesses im Zuge der 
Abstimmung von Entwürfen der als 
Anlage angefügten KV und gehört somit 
zum Kernbereich exekutiver 
Eigenverantwortung

Die Entwurfsfassung mit Änderungen ist 
Teil des Willensbildungsprozesses im 
Zuge der Abstimmung der KV und 
gehört somit zum Kernbereich 
exekutiver Eigenverantwortung

lfd. Nr. 052

Seite 2649 Email VII Arbeitsebene an vertraulich ggf. Die Email ist Teil des 
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– 2651

Seite 2652 - 
2672

VI- und StK- Arbeitsebene 
vom 04.12.2023 mit 
weiterem Verlauf

Entwurf Kabinettvorlage 
219/2023 mit Änderungen, 
Datum 01.11.2023

mit 
Schwärzungen 
BMWK VS-V

vertraulich mit 
Schwärzungen 
BMWK VS-V

Willensbildungsprozesses im Zuge der 
Abstimmung von Entwürfen der als 
Anlage angefügten KV und gehört somit 
zum Kernbereich exekutiver 
Eigenverantwortung

Die Entwurfsfassung mit Änderungen ist 
Teil des Willensbildungsprozesses im 
Zuge der Abstimmung der KV und 
gehört somit zum Kernbereich 
exekutiver Eigenverantwortung

Antrag der FDP Fraktion vom 12.03.2025

relevanter 
Ordner 
gemäß 
Inhaltsverz
eichnis aus 
Schreiben 
StK 280 an 
SH 
Landtag 
vom 
19.02.2025

enthaltene Unterlage Einschränkung Begründung

lfd. Nr. 009

Seite 390 - 
413

Kabinettvorlage/
Dringlichkeitsvorlage Nr. 
219/2023 neu vom 
04.12.2023

Entstufung auf 
öffentlich mit 
Schwärzungen

Generell gilt, dass folgende 
Schwärzungen vorgenommen werden:

 BMWK VS-V

Geschäfts- und Betriebsgeheimnisse,

 nicht vom Aktenvorlagebegehren 
erfasste Informationen

lfd. Nr. 043

Seite 2399 
– 2401

Seite 2402 
– 2420

Seite 2421 

Email StK Arbeitsebene an 
StK M/CdS vom 22.11.2023 
mit weiterem Verlauf

Entwurf Kabinettvorlage 
219/2023 mit Änderungen, 
Datum November 2023

Entwurf Anl. zu o.g. KV 
„Gesetzentwurf“

vertraulich mit 
ggf. 
Schwärzungen -V

vertraulich mit 
Schwärzungen 
BMWK VS-V

vertraulich

Die Email ist Teil des 
Willensbildungsprozesses im Zuge der 
Abstimmung von Entwürfen der als 
Anlage angefügten KV und gehört somit 
zum Kernbereich exekutiver 
Eigenverantwortung

Die Entwurfsfassung mit Änderungen ist 
Teil des Willensbildungsprozesses im 
Zuge der Abstimmung der KV und 
gehört somit zum Kernbereich 
exekutiver Eigenverantwortung

Die Entwurfsfassung mit Änderungen ist 
Teil des Willensbildungsprozesses im 
Zuge der Abstimmung der KV und 
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– 2425

Seite 2426 - 
2027

Auszug aus PWC Due 
Dilligence Schwärzung

gehört somit zum Kernbereich 
exekutiver Eigenverantwortung

Die PWC Unterlagen wurde vom BMWK 
als VS-V eingestuft

lfd. Nr. 044

 Seite 
2428 – 
2430

 Seite 
2431 – 
2449

 Seite 
2450 – 
2454

Seite 2455 - 
2056

Email StK Arbeitsebene an 
VI-, VII-, StK Arbeitsebene 
vom 22.11.2023 mit 
weiterem Verlauf

Entwurf Kabinettvorlage 
219/2023 mit Änderungen, 
Datum November 2023

Entwurf Anl. zu o.g. KV 
„Gesetzentwurf“

Auszug aus PWC Due 
Dilligence

vertraulich mit 
ggf. 
Schwärzungen 
BMWK VS-V

vertraulich mit 
Schwärzungen 
BMWK VS-V

vertraulich

Schwärzung

Die Email ist Teil des 
Willensbildungsprozesses im Zuge der 
Abstimmung von Entwürfen der als 
Anlage angefügten KV und gehört somit 
zum Kernbereich exekutiver 
Eigenverantwortung

Die Entwurfsfassung mit Änderungen ist 
Teil des Willensbildungsprozesses im 
Zuge der Abstimmung der KV und 
gehört somit zum Kernbereich 
exekutiver Eigenverantwortung

Die Entwurfsfassung mit Änderungen ist 
Teil des Willensbildungsprozesses im 
Zuge der Abstimmung der KV und 
gehört somit zum Kernbereich 
exekutiver Eigenverantwortung

Die PWC Unterlagen wurde vom BMWK 
als VS-V eingestuft

lfd. Nr. 045

 Seite 
2457 – 
2461

 Seite 
2462 – 
2479

 Seite 
2480 – 
2484

Email StK Arbeitsebene an 
StK M/CdS vom 23.11.2023 
mit weiterem Verlauf

Entwurf Kabinettvorlage 
219/2023 mit Änderungen, 
Datum November 2023

Entwurf Anl. zu o.g. KV 
„Gesetzentwurf“

vertraulich mit 
ggf. 
Schwärzungen 
BMWK VS-V

vertraulich mit 
Schwärzungen 
BMWK VS-V

vertraulich

Die Email ist Teil des 
Willensbildungsprozesses im Zuge der 
Abstimmung von Entwürfen der als 
Anlage angefügten KV und gehört somit 
zum Kernbereich exekutiver 
Eigenverantwortung

Die Entwurfsfassung mit Änderungen ist 
Teil des Willensbildungsprozesses im 
Zuge der Abstimmung der KV und 
gehört somit zum Kernbereich 
exekutiver Eigenverantwortung

Die Entwurfsfassung mit Änderungen ist 
Teil des Willensbildungsprozesses im 
Zuge der Abstimmung der KV und 
gehört somit zum Kernbereich 
exekutiver Eigenverantwortung
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lfd. Nr. 046

 Seite 
2485 – 
2490

 Seite 
2491 – 
2509

 Seite 
2510 – 
2514

Seite 2515 - 
2516

Email StK Arbeitsebene an 
VI-, VII- Arbeitsebene vom 
24.11.2023 mit weiterem 
Verlauf

Entwurf Kabinettvorlage 
219/2023 mit Änderungen, 
Datum November 2023

Entwurf Anl. zu o.g. KV 
„Gesetzentwurf“

Auszug aus PWC Due 
Dilligence

vertraulich mit 
ggf. 
Schwärzungen 
BMWK VS-V

vertraulich mit 
Schwärzungen 
BMWK VS-V

vertraulich

Schwärzung

Die Email ist Teil des 
Willensbildungsprozesses im Zuge der 
Abstimmung von Entwürfen der als 
Anlage angefügten KV und gehört somit 
zum Kernbereich exekutiver 
Eigenverantwortung

Die Entwurfsfassung mit Änderungen ist 
Teil des Willensbildungsprozesses im 
Zuge der Abstimmung der KV und 
gehört somit zum Kernbereich 
exekutiver Eigenverantwortung

Die Entwurfsfassung mit Änderungen ist 
Teil des Willensbildungsprozesses im 
Zuge der Abstimmung der KV und 
gehört somit zum Kernbereich 
exekutiver Eigenverantwortung

Die PWC Unterlagen wurde vom BMWK 
als VS-V eingestuft

lfd. Nr. 047

 Seite 
2517

 Seite 
2518 – 
2537

Email StK Abteilungsleitung 
an StK Arbeitsebene vom 
27.11.2023

Entwurf Kabinettvorlage 
219/2023 mit Änderungen, 
Datum November 2023

vertraulich mit 
ggf. 
Schwärzungen 
BMWK VS-V

vertraulich mit 
Schwärzungen 
BMWK VS-V

Die Email ist Teil des 
Willensbildungsprozesses im Zuge der 
Abstimmung von Entwürfen der als 
Anlage angefügten KV und gehört somit 
zum Kernbereich exekutiver 
Eigenverantwortung

Die Entwurfsfassung mit Änderungen ist 
Teil des Willensbildungsprozesses im 
Zuge der Abstimmung der KV und 
gehört somit zum Kernbereich 
exekutiver Eigenverantwortung

lfd. Nr. 048

bis 

lfd. Nr. 052

siehe oben zu Antrag SPD Fraktion

Für folgende Akten und Unterlagen aus dem Verfügungsbereich des MWVATT gilt, dass 
sie von VS-VETRAULICH auf parlaments-vertraulich in geschwärzter Fassung entstuft 
werden können:

Bezeichnung der Unterlage Gründe 

E-Mailverkehr MWVATT, Bd. 3 Fach 06 • Es handelt sich um E-Mails, Entwürfe, Vorgänge 



- 12 -

und weitere Unterlagen, die Teil des  
Willensbildungsprozesses der Landesregierung 
im Zuge der Erarbeitung und Abstimmung der KV 
219 (neu) sind und somit zum Kernbereich 
exekutiver Eigenverantwortung gehören.

Vermerk MWVATT, 19.11.2023, Bd. 02 Fach 03

E-Mailverkehr MWVATT, 07./08.11.2023, Bd. 02 
Fach 03

Vermerk MWVATT, 04.08.2023, Bd. 02 Fach 03

Vermerk MWVATT, 13.11.2023, Bd. 02 Fach 03

Vorgänge zur Erarbeitung der KV 219 (neu)
Hinweis: Dies gilt auch für die Akten und 
Unterlagen des FM.

Diese Akten und Unterlagen werden in der kommenden Woche auf die dem Landtag im 
Rahmen des Aktenvorlagebegehrens bereitgestellten Rechner überspielt werden.

Mit freundlichen Grüßen

gez.

Claus Ruhe Madsen
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S itzung des F inanzausschusses am 31.8.2023
Hier: F inanzhilfen zugunsten der Ansiedlung von Northvolt in der R egion Heide

Die o. a. F inanzhilfen sollen in einem Nachtragshaushalt 2023 berücksichtigt und 
entsprechende Haushaltsermächtigungen ausgebracht werden. Allerdings gibt es 
nach wie vor offene Punkte (siehe hierzu gesonderte Aufstellung in der Anlage). 
Der Nachtragshaushalt soll wahrscheinlich für die Oktober-S itzung des S -H Landta­
ges angemeldet werden.

Folgende F inanzhilfen sind vorgesehen:
Unter Federführung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Klimaschutz (BMWK) 
wurde eine finanzielle Unterstützung für die Ansiedlung von Northvolt ausgehandelt, 
die aus 4 Komponenten besteht:

2. TCTF-Förderung über 544,67 Mio. € (hiervon Landesanteil: 89,8 Mio. €).
3. Wandelanleihe i. H. v. 600 Mio. € (hiervon Gewährleistung des Landes über 

50 % = 300 Mio. €)
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Zu den vorgesehenen F inanzhilfen im E inzelnen:

 
 

 
 

 

 

• TCTF-Förderunq
Vorgesehen ist eine Förderung über den kürzlich von der E U-Kommission ge­
nehmigten Beihilferahmen "Temporary Cris is und Transition Framework“ 
(TCTF) mit dem Ziel einer Ausweitung der Fördermöglichkeiten für den Ü ber­
gang zu einer klimaneutralen Wirtschaft in Höhe von 544,77 Mio. €. Grund­
sätzlich erwartet der Bund eine finanzielle Beteiligung des.jeweiligen S tandort­
landes von 30 % der Förderung. Mit dem BMWK konnte sich die Landesregie­
rung im R ahmen des Gesamtpaketes auf einen Landesanteil i. H. v. rund 
89,8 Mio. € verständigen, der dem Bund in 2023 zur Verfügung gestellt wird. 
Das Innenverhältnis zwischen Bund und Land soll in einer Verwaltungsverein­
barung geregelt werden. Das BMWK übernimmt die verwaltungstechnische 
Abwicklung und das Auskehren der Fördermittel analog zum Projektfortschritt.

Die TCTF-Zuwendung für Northvolt bedarf der Notifizierung der E U- 
Kommission. Diese wird für Herbst 2023 erwartet. Das BMWK hat auf Antrag 
von Northvolt dem vorzeitigen Maßnahmenbeginn am 29.06.2023 zugestimmt.

Offene Punkte:
- Beantwortung der Fragen der E U-KOM. —  NV  ist zunächst gefordert.
- E ntwurf der Verwaltungsvereinbarung Bund/Land — > befindet sich in der 

BMWK-internen Abstimmung.

• Wandelanleihe
Die vorgesehene Wandelanleihe der KfW über 600 Mio. €

 
Das BMWK  wird die Wandelanleihe im R ahmen eines Zuweisungsge­

schäfts über die KfW zur Verfügung stellen und ihr über eine Verwaltungs- 
und Freistellungserklärung das R isiko vollständig abnehmen. Das BMWK for­
dert hierfür eine Gewährleistung (bzw. R ückbürgschaft) des Landes in Höhe 
von 50% (= 300 Mio. €).

Seite 2 von 8

13 von 47



Die Wandelanleihe würde zweckgebunden für die E rrichtung der ersten Auf­
baustufe der Batteriefabrik in Heide verwendet werden und ist spätestens im 
J ahr 2028 in bar oder durch Gesellschaftsanteile der NV  AB zurückzuführen.

 
 

 

Dabei kann es zu drei möglichen S zenarien kommen, die anhand der endgülti­
gen Verträge noch überprüft werden müssen:
a) Northvolt zahlt endfällig den vollständig geschuldeten Betrag (Nominalbe­

trag der Wandelanleihe zuzüglich Zinsen, s.u.) in bar.
b) Northvolt zahlt endfällig den vollständig geschuldeten Betrag in Form von 

Unternehmensanteilen (Aktien). Dies erfordert eine Unternehmensbewer­
tung. Offen ist derzeit noch, wer (KfW, Bund,) dann die Aktien an Northvolt 
hält.

c) E ine Insolvenz von Northvolt führt dazu, dass das Land den dem Bund ins­
gesamt geschuldeten Betrag innerhalb einer Frist von 14 Tagen leisten 
muss.

Offen ist derzeit, wann die Gewährleistung des Landes S H erlischt und wer 
entscheidet, zu welchem Zeitpunkt die Aktien veräußert werden sollen.

 

 

 
 

Die Transaktionskosten im Zusammenhang mit dem Zuweisungsgeschäft (u.a. 
für Due Dilligence von PwC, Legal Opinion von Linklaters) trägt der Bund. Das 
Land S H ist von diesen Kosten befreit.

Die Haftung aus der R ückgarantie tritt ein, wenn und soweit der Bund aus sei­
ner Garantie- und Freistellungserklärung gegenüber der KfW von dieser in An­
spruch genommen wird und seine Verpflichtung auf Zahlung erfüllt hat.

Aufgrund der S truktur und feststehenden R ahmenbedingungen kann die Wan­
delanleihe nicht auf Basis der bestehenden haushaltsrechtlichen E rmächti­
gung für Landesbürgschaften herausgelegt werden. Daher bedarf es der ge­
sonderten haushaltsrechtlichen E rmächtigung.
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Wegen des vorgenannten Zeitdrucks hat die Landesregierung gegenüber dem 
BMWK  eine entsprechende Absichtserklärung für die R isikoübernahme am 
12.07.2023 abgegeben, die unter dem Vorbehalt der E ntscheidung des Haus­
haltsgesetzgebers steht. Der F inanz- und Wirtschaftsausschuss des S chles­
wig-Holsteinischen Landtages wurden hierüber schriftlich und mündlich am 
12.07.2023 informiert.

PwC hat im Auftrag des BMWK im R ahmen eines Private Investor Tests (PIT) 
geprüft,  

 
 

 

Das R isiko der 600 Mio. € Wandelanleihe bzw. der Gewährleistung des Lan­
des S H von 300 Mio. € besteht darin, dass NV  seinen Business Plan nicht um­
setzen kann und deshalb die Wandelanleihe und die kapitalisierten Zinsen 

 am Laufzeitende nicht oder nur teil­
weise zurückzahlen kann. E benso stellt bei Ausübung der Wandlungsoption 
der Wert der Aktie ein R isiko dar, da dieser während der vereinbarten Halte­
frist  auch unter den Wert der R ückzahlungsverpflichtung liegen 
kann oder im Falle einer Insolvenz von Northvolt ein Totalverlust drohen 
könnte.

S icherheiten für die Wandelanleihe stehen nicht zur Verfügung. 
 

Derzeit laufen die Verhandlungen zwischen den Vertragsparteien Northvolt, 
KfW, Bund und Land S H. E s liegen noch nicht alle Verträge bzw. Vertragsent­
würfe vor, so dass aktuell nicht vollumfänglich die R isikosituation dargestellt 
werden kann.

 

Offene Punkte:
- F inale Fassung Verwaltungs- und Freistellungsvereinbarung —  in Abstim­

mung zwischen BMWK und BMF.
- Vereinbarkeit mit §  65 BHO (Beteiligung an privatrechtlichen Unterneh­

men) —  Die Hausspitze des BMF hat grundsätzliche ordnungsrechtliche 
Bedenken. Dieser Dissens muss im Gespräch der Hausspitzen von BMWK  
und BMF  geklärt werden.
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- Klärung, was im Falle der Wandelung nach der vertraglich vereinbarten 
Haltedauer  mit den Aktien von NV passiert. —  Muss It 
BMWK mit KfW und Linklaters geklärt werden.

- Klärung, ob S -H an etwaigen Gewinnen aus dem Verkauf der Aktien parti­
zipieren würde.

- Vertragsverhältnis KfW - NV: aktualisierte Verträge 
 

—  Lt. BMWK läuft die Abstimmung mit NV  noch.

S tandortverlagerung der Muttergesellschaft der Northvolt 3 Betreibergesell­
schaft von Hamburg nach S H muss noch in die Verträge aufgenommen 
werden. Aktualisierte Version für die Gewährleistung (bzw. R ückgarantie) 
des Landes S -H. —  in der BMWK-internen Abstimmung.

- Zeitpunkt für die Auszahlung der Wandelanleihe, auch vor dem Hinter­
grund, dass

o Northvolt seine S tandortentscheidung erst E nde Oktober 2023 in 
der Board S itzung treffen soll

o die S atzungsbeschlüsse der S tandortgemeinden Norderwöhrden 
und Lohe-R ickelshof erst Mitte Oktober 2023 getroffen werden kön­
nen und

o_ die Gashochdruckleitung vor den Baumaßnahmen noch verlegt wer­
den muss (Dauer 3- 6 Monate)

• — > in Prüfung durch BMWK und KfW.
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Abschließende R isikobewertung:

Zweifellos ist das Projekt NV  3 mit nicht unerheblichen technologischen und betriebs­
wirtschaftlichen -R isiken  

 

Diese R isiken sind maßgeblich darauf zurück zu führen, dass 
Northvolt ein junges Unternehmen ist und sich schwerlich abschätzen lässt, ob es in 
der Lage ist, seine ambitionierten E xpansionspläne und seinen Businessplan zu rea­
lisieren.  

Auch die Gesamtfinanzierung ist aktuell nicht gesichert. Für die derzeitige F inanzie­
rungslücke ist eine Fremdfinanzierung geplant, wobei gewisse Zweifel bestehen, 
dass ein Bankenkonsortium gefunden wird, 

 Aufgrund der Planungen von Northvolt werden die Mittel 
der Wandelanleihe zu einem Zeitpunkt valutiert, zu dem die Gesamtfinanzierung 
noch völlig offen ist.

Aufgrund der Unsicherheiten bezgl. der Belastbarkeit der vorgelegten Zahlen ist die 
R ückzahlung der Wandelanleihe nicht sichergestellt.

Andererseits hat Northvolt mit dem Bau der Gigafabrik NV E tt in S kellefteà  bewiesen, 
dass es Großprojekte erfolgreich umsetzen kann, wenngleich mit zeitlichen Verzöge­
rungen. Zudem ist es der Muttergesellschaft gelungen, in einem relativ kurzen Zeit­
raum E igenkapital von über 4 Mrd. € zu generieren sowie weitere Wandelanleihen in 
Höhe von 1,1 Mrd. € gemäß Pressemitteilung vom 22.08.2023. Von daher könnte es 
Northvolt gelingen, mittelfristig weiteres E igenkapital einzuwerben bzw. einen Bör­
sengang durchzuführen.

Den R isiken sind die Chancen, die sich aus der Ansiedlung von Northvolt ergeben 
und die durchaus im nationalen Interesse liegen, gegenüberzustellen. Das BMWK  
hat das Vorhaben durch seinen Mandatar PwC in einer Due Dilligence überprüfen 
lassen. In den wesentlichen Punkten kommt PwC zu einer positiven Bewertung. 

 

Das hinsichtlich der vorgenannten F inanzierung federführende BMWK  teilt die R isi­
kobewertung der PwC, die sich im K ern wie folgt darstellt:

 

 
 

 



 

 
 

 
 

 

 
 
 

 

Anlage: S achstand der ausstehenden bzw. zu finalisierenden Dokumente



Anlage: S achstand der ausstehenden Informationen bzw. zu finalisierenden Dokumente

Dokument / Information S achstand 23.8.2023

Ü bergeordnete Dokumente
E ndfassung der PwC-Gutachten (Due Diligence, Private Investor Test) Voraussichtlich im S eptember 

(nach Bezahlung der R echnung durch das 
BMWK)

Kurzbewertung des BMWK zum Private Investor Test (PIT) In der BMWK-internen Abstimmung

 

TCTF-Förderung
Beantwortung der Fragen der E U-KOM Northvolt ist am Zug

E ntwurf Verwaltungsvereinbarung Bund-Land In der BMWK-internen Abstimmung

Wandelanleihe
F inale Fassung der Verwaltungs- und Freistellungsvereinbarung In Abstimmung zwischen BMWK + BMF
Vereinbarkeit mit §  65 BHO Bislang kein Konsens mit Hausspitze BMF, 

S pitzentreffen angedacht

Klärung, was im Falle der Wandelung nach der vertraglich vereinbarten  
mit den Aktien von Northvolt passiert

Ist dann S -H aus der R isikoabsicherung entlassen?

BMWK: Diese Frage muss mit KfW und Lin­
klaters geklärt werden.
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Klärung, ob S -H an etwaigen Gewinnen aus dem Verkauf der Aktien partizipieren 
würde.

?

aktualisierte Version für die „Gewährleistung“ (bzw. R ückgarantie) des Landes S -H In der BMWK-internen Abstimmung

Vertragsverhältnis KfW - Northvolt: aktualisierte Verträge  Antwort BMWK: Die aktuelle Fassung liegt 
NV vor; NV hat Anmerkungen. Klärung frü­
hestens am 7.8.2023, ggfs. erst nach R ück­
kehr von /KfW am 21.8.2023

Legal Opinion: Unterzeichnung des sog. Non-R eliance Letter durch Land S -H In Arbeit; erfolgt zeitnah durch MWVATT

Zeitpunkt für die Auszahlung der Wandelanleihe bestimmen In der Prüfung durch BMWK/KfW
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VII S tV

TCTF-Förderung  Northvolt
Hier: Besicherung der Förderung und landesinterner Prozess  der Auszahlungen

K ompakte 
Zusammen­
fassung

- Der deutschen Projektgesellschaft Northvolt Drei Project GmbH 
wurde seitens des Bundes eine TCTF-Zuwendung in Höhe von 
insgesamt 700 Mio. E uro gewährt, der Landesanteil hiervon beträgt 
136.433.501 E uro. Bislang sind noch keine Auszahlungen erfolgt.

- Da der Landesanteil aus einem Notkredit geleistet wird, soll dieser 
vollständig in 2024 ausgezahlt werden.

- Bevor Auszahlungen vorgenommen werden können, ist durch 
Northvolt eine geeignete S icherheit für die Zuwendung  

 zu stellen.
- Folgende S icherungsinstrumente kommen grundsätzlich in Frage:

• Patronatserklärung Muttergesellschaft:
 

• Dingliche R echte an Grundstücken:
 

• Dingliche R echte an Maschinen / Anlagen:  
 

• Bankbürgschaft: 
 
 

• Forderungsabtretung:  

• Verpfändung Unternehmensanteile:  
 

 
 
 

 
 

 

- E s ist eine E ntscheidung von Bund und Land S H erforderlich, über 
welches Instrument die TCTF-Förderung zu besichern ist.
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Verfahrens ­
vorschlag

- Das BMWK hat S H mit E -Mail vom 25.07.2024  
und in einer Viko am 26.07.2024 informiert, dass BMWK-intern auf 
S t-E bene einer Besicherung der TCTF-Förderung  

ugestimmt worden ist.
-  

 

- Unter dem Gesichtspunkt des Fördercharakters der TCTF- 
Maßnahme empfehlen wir der Hausleitung daher der 
Besicherungsempfehlung des BMWK zu folgen.

- Im Anschluss sind seitens des BMWK Verhandlungen mit Northvolt 
über die vertragliche Ausgestaltung der Förderung zu führen.

-  
 

 das Land S H und der Bund haben ein 
Interesse an einer baldigen Auszahlung, da die Fördermittel jeweils 
aus einem Notkredit gestellt werden.

Im Folgenden erfolgt eine ausführliche Darstellung und Analyse zur 
Besicherung und zum vorgesehenen Auszahlungsprozess.

Hintergrund­
informationen

- Am 01.12.2023 hat das BMWK unter der beihilferechtlichen 
Grundlage des TCTF  (Temporary Crisis and Transition Framework) 
R n. 86 einen Zuwendungsbescheid  an die Northvolt Drei 
Project GmbH ausgereicht, welcher sich auf die vom Unternehmen 
verfolgte E rrichtung einer großskaligen Batteriezellfabrik in Heide / 
S chleswig-Holstein bezieht. Die nichtrückzahlbare Förderung  

 beträgt insgesamt höchstens 700.000.000,00 E uro. Der 
Zuwendungsbescheid (ZB) enthielt eine aufschiebende Bedingung 
bzgl. der beihilferechtlichen Genehmigung der E U-Kommission, 
welche am 8.1.2024 erfolgte.

- Gem. Verwaltungsvereinbarung vom 01.12.2023 zwischen BMWK 
und Land S H vertreten durch das MWVATT  enthält 
diese Gesamtsumme im Wege einer Kofinanzierung einen 
Landesanteil i.H.v. 136.433.501 E uro.

- Gem. Zuwendungsbescheid soll die Förderung in den  
 ausgezahlt werden. Bislang sind noch keine Förderbeträge 

ausgezahlt worden.
- Die Auszahlung des Landesanteils ist gern. Nummer III.4. der 

Verwaltungsvereinbarung in voller Höhe im J ahr 2024 vorgesehen, 
da die Mittel haushaltsrechtlich aus einem Notkredit geleistet 
werden, der ab dem J ahr 2025 ggf. nicht mehr zur Verfügung steht. 
Zu diesem Zweck wird das Land S H zunächst Auszahlungen alleine 
vornehmen, bis der Landesanteil erreicht ist. Im Anschluss wird der 
Bund den verbleibenden Bundesanteil der Förderung auszahlen.

- Der BMWK-Förderpraxis folgend und auf W Nr. 5.6.1 zu §  44 BHO 
gegründet wurde dem Zuwendungsempfänger (ZE ) die Auflage zur 
S tellung einer „geeigneten S icherheit  der
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Förderung der Investitionen" des Vorhabens auferlegt. Bei 
Ausschöpfung der bewilligten Zuwendung entspricht dies einem zu 
besichernden Betrag  

 

- Die Besicherungspflicht besteht bis zum E nde des im ZB definierten 
Zweckbindungszeitraums , welcher sich aus den 
Anforderungen im TCTF  Abschnitt 2.8 R n. 86 g) herleitet: „Der 
Beihilfeempfänger muss sich verpflichten, die Investition nach deren 
Abschluss mindestens fünf J ahre (drei J ahre bei KMU) in dem 
betreffenden Gebiet zu erhalten. [.. ]".

-  

 

- Zu bewerten sind im vorliegenden Fall nun die infrage kommenden 
Varianten der Besicherung, unter Berücksichtigung der 
R estriktionen des ZE  sowie der jeweiligen R isikoprofile der 
Besicherungsinstrumente.

- E s besteht ein unmittelbarer Handlungsbedarf, da der 
Zuwendungsbescheid bereits ausgereicht ist und damit ein Bundes- 
und Landesinteresse an der Förderung dokumentiert wurde, die 
Auszahlung der Fördermittel jedoch erst nach S tellung 
entsprechender S icherheiten erfolgen kann.

-  

 
 

E mpfehlung Besicherung TCTF-Förderung:
- Zur Beschreibung der Ausgangslage ist zunächst festzuhalten, dass 

die Anforderungen an die Besicherung durch verschiedene 
Instrumente befriedigt werden können, bspw. durch „eine 
Patronatserklärung, eine Bankbürgschaft, dingliche R echte an 
Grundstücken oder eine Forderungsabtretung (S icherungszession)“ 
(Formulierung aus dem ZB), weitere Instrumente oder eine 
Kombination aus Instrumenten sind gleichfalls denkbar.

Folgende S icherungsinstrumente sind grundsätzlich möglich:

- E ine Patronatserklärung der schwedischen Muttergesellschaft 
Northvolt AB 
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- Dingliche R echte an den Grundstücken  
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- Dingliche R echte an Maschinen/Anlagen und Gebäuden  
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- E ine Bankbürgschaft  
 

 
 

 
 
 

 
 

 
 

 
 
 

 
 

 
 

 

Aus Fachsicht wird eine Bankbürgschaft grundsätzlich als die 
werthaltigste Möglichkeit der Besicherung eingestuft, 
insbesondere auch in einem K risen- oder Insolvenzris iko. 

 
 

- E ine Forderungsabtretung (S icherungszession)  
 

 
 

 

-  
Anteilsverpfändung an der Vorhabenträgerin,  

 
 

 
 

 
 

 



wo R y ,
1 J  - Vertraulich

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 

 
 

 
 

 
 

 
 

Abwäqunq zu den verfügbaren Besicherungsinstrumenten:

- Die Klärung der Besicherungsmodalität ist derzeit die letzte 
verbliebene Hürde vor dem S tart der Auszahlungen des 
Fördervorhabens.  

 
 

 
 

 
 

 
 

 

- Das Vorhaben wird gleichzeitig von einem noch jungen 
Unternehmen im R ahmen einer Projektfinanzierung  

 und in einer von 
hoher Dynamik und Volatilität geprägten Branche durchgeführt. Das 
Vorhaben birgt daher ein inhärentes R isiko, welches höher als 
bei anderen industriellen Vorhaben ist, die bspw. durch etablierte 
industrielle Player oder in weniger dynamischen Branchen 
durchgeführt werden. E ine Betonung dieses Aspekts würde für die
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für Bund/Land sicherste Lösung des Forderns einer Bankgarantie 
sprechen.

-  
 
 

 
 

 
 

  
 

 
 

 
 
 

 
 

  
 
 

 

  
 

 
 
 

-  
 

 

 

-  
 

 
 

 



 
 R elevant ist 

zudem die aktuell eingetrübte E ntwicklung im Bereich der 
E lektromobilität (u.a. politische Bestrebungen zur Aufweichung des 
„Verbrenner-Aus“ auf E U-E bene, daraus resultierende 
Zurückhaltung der OE Ms bei Batteriezell-Bestellungen, 
Ü berkapazitäten der Zellproduktion in China, einzelne 
Projektverzögerungen oder gar -S tornierungen im europäischen 
Batterie-Ö kosystem wie bspw. bei ACC). Northvolt ist in der aktuell 
schwierigen Branchensituation innerhalb der E U in einer 
vergleichsweise günstigen Position, da Northvolt - anders als die 
VW-Tochter PowerCo und die S tellantis-Tochter ACC  - nicht das 
Volumensegment adressiert, sondern im Premium- und Truck- 
Bereich aktiv ist und dort klare Alleinstellungsmerkmale besitzt. 
Auch setzt Northvolt so kompromisslos wie kein anderer 
Zellhersteller auf Nachhaltigkeit, was insbesondere unter der 2023 
in Kraft getretenen E U-Batterieverordnung ab 2028 (= E inführung 
verbindlicher THG-Fußabdruck-Obergrenzen für Batterien in der 
E U) einen greifbaren Wettbewerbsvorteil ggü. chinesischen oder 
osteuropäischen Batteriezellen darstellt.  

 
 
 

 
 

  
  

  
 

 
 
 

 
 

 

 Das BMWK geht derzeit davon aus, dass die Verhandlungen mit 
Northvolt zur Besicherung und die anschließende vertragliche 
Umsetzung noch einige Zeit in Anspruch nehmen werden. Aus 
diesem Grund ist derzeit nicht davon auszugehen, dass die 
Auszahlungsvoraussetzungen für die TCTF-Förderunq vor der 
strategischen Unternehmensentscheidung der Northvolt AB über 
die zukünftige E xpansionsstrateqie des Unternehmens im 
S eptember 2024 geschaffen werden können. Dieser zeitliche 
Verzug hat aus Bundes- und Landessicht den Vorteil, dass 
Auszahlungen voraussichtlich erst vorgenommen werden, nachdem 
eine Unternehmensbestätigung vorliegt, dass der Bau der 
Produktionsstätte in Heide unverändert fortgeführt wird.



AU/AC

- 

 

•  
 

 
 

 

•  
 

 
 

 

•  
 

 
 

 

   
 

 
 

 

-  
 

 

 

- Wichtig ist, dass es sich bei der vorgenannten 
Besicherungsthematik nicht um die Absicherung einer 
Vorabauszahlung handelt, sondern um den BHO-konformen 
S tandardfall der Auszahlung mit Projektfortschritt und damit dem 
R isiko des E intretens  eines R ückforderungsfalles. In aller R egel 
der geltenden Förderpraxis würde hier selbst im Falle eines 
Projektabbruchs durch den Fördermittelgeber nur ein Widerruf für 
die Zukunft ausgesprochen werden, es sei denn, der ZE  hätte 
Förderregeln missachtet oder sich allgemeiner der „non- 
compliance“ schuldig gemacht. Die entsprechenden Grundlagen 
dazu liefert § 49 VwVfG, wo ein Widerruf für die Vergangenheit nur 
vorgesehen ist,

„wenn die Leistung nicht, nicht alsbald nach der E rbringung oder 
nicht mehr für den in dem Verwaltungsakt bestimmten Zweck
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verwendet wird; wenn mit dem Verwaltungsakt eine Auflage 
verbunden ist und der Begünstigte diese nicht oder nicht 
innerhalb einer ihm gesetzten Frist erfüllt hat. “

Das VwVfG setzt einem rückwirkenden Widerruf also enge Grenzen 
und beschränkt diesen faktisch auf Fälle nicht zweckgemäßer 
Verwendung bzw. der Nichterfüllung von Auflagen. Obschon auch 
dies nicht prinzipiell ausgeschlossen werden kann, so ist es 
dennoch als wahrscheinlich anzusehen, dass es nicht zu einem 
R ückforderungsfall kommt.  

 

-  
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AG/A(
10 ‘AwV0 Vtl
G(11 Ironc) Ì yGlt

Landesinterner Auszahlungsprozess:
- Die Auszahlung des Landesanteils (Haushaltsvollzug) erfolgt in 

Abstimmung mit R eferat  in alleiniger Verantwortung des 
MWVATT. E ine Beteiligung weiterer R essorts ist nicht erforderlich.

- Der Landesanteil ist im Titel 0612.00.881 01 des E inzelplanes 06 
enthalten („Anteil des Landes an einem Projekt zur Umsetzung 
einer Batteriezellfertigung (Notkredit)'').

- E rläuterung im E inzelplan: „Die Mittel stehen für Ausgaben im 
S inne des Beschlusses zur Notlage 2024 vom 23.11.23 (Drs. 
1655/20(neu) i.V.m. Drs. 1654/20(neu)) zu den in Drs. 
1654/20(neu) genannten Krisenfeldern a) Corona-Pandemie, b) 
R ussischer Angriffskrieg auf Ukraine und c) Naturkatastrophe 
Ostsee-S turmflut zur Verfügung, hier: Krisenfeld b).“

- Wir empfehlen, den Auszahlungsprozess für den Landesanteil der 
Förderung hinsichtlich der zu erfolgenden Prüfungen und 
Freigaben wie folgt zu gestalten:

o Northvolt reicht Auszahlungsanforderungen mit den 
erforderlichen Unterlagen und Nachweisen beim vom Bund 
beauftragten Projektträger  

 ein.
o Die eingereichten Unterlagen werden vom Projektträger 

detailliert formal und inhaltlich geprüft.
o Der Projektträger  leitet nach Prüfung und 

Vorabgenehmigung der Unterlagen dem Land das E rgebnis 
der Prüfung, die Unterlagen sowie eine Zahlungsanweisung 
zu.

o Landesintern erfolgt eine formale sowie fachliche 
Plausibilisierung der Prüfung des Projektträgers durch  

 und eine landesseitige 
Feststellung der sachlichen und rechnerischen R ichtigkeit.

o Die Auszahlungen werden im Anschluss durch R eferat  
 vorgenommen.

Zusammenfassung und E mpfehlung:

Wir bitten um folgende Zustimmungen:

- Zustimmung im Namen des Landes S H gegenüber dem BMWK zu 
bestätigen, dass die TCTF-Förderung wie folgt besichert werden 
kann:

 

 
 

- Zustimmung zum oben dargestellten landesinternen Prüf- und 
Genehmigungsprozess für die TCTF-Auszahlungen.

K ommentiert [C J (1]: Geschildertes Vorgehen erst 
nach Abstimmung innerhalb der LReg und F iA und 
WiD.

K ommentiert [C J (2]: Bitte wie folgt vorgehen:
1 ) Zusendung des Vermerks auf Arbeitsebene M 
und S tK mit der Bitte um Zustimmung der jeweiligen 
Hausleitungen zu Besicherungsvorschlägen und dem 
Vorschlag, dass ein S chreiben an den F iA und WiD 
angestrebt wird, in dem das Vorgehen erläutert und 
um Zustimmung des F iA gebeten wird.
2)Erstellung eines entsprechenden S chreibens an 
den F iA und WiD und vor Versendung Abstimmung 
des Inhalts mit FM und S tK.

K ommentiert : S o veranlasst.
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OMffU, Ut Li 4.1 *26

Kiel, 30.10.2024

Herrn Madsen
VII M

a.d.D.

zur Information aus dem Gespräch

ViK o mit S t Philipp, M/CdS  S chrödter und S t Carstens zu Northvolt / 30.10.2024

Teilnehmende

- Herr Udo Philipp, S taatssekretär u.a. für Industriepolitik im BMWK

- 

- 

- 

- 

- Minister und Chef der S taatskanzlei Herr S chrödter

- S taatssekretärin VII Frau Carstens

- 

- 

- 

S achverhalt

-  
 

- Der Bund und das Land sind sich einig, dass man in Bezug auf die Auszahlung des 
TCTF aktuell äußerst zurückhaltend vorgehen wird, solange die erforderlichen Voraus­
setzungen noch nicht erfüllt sind.

- Frau Carstens bestätigt das gemeinsame Verständnis, dass eine Auszahlung erst er­
folgen kann, wenn alle Voraussetzungen erfüllt sind. Zusätzlich wird betont, dass man 
sich als Land seiner Verantwortung aus der Verwaltungsvereinbarung auch für 2025 
bewusst ist. Frau Carstens erkundigt sich nach dem S tand der Beauftragung des
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R echtsgutachtens der Kanzlei Linklaters LLP und des PwC-Gutachtens sowie nach ei­
nem aktuellen S tand der Zeitpläne.

- Herr S chrödter erweitert die Fragestellung um den zukünftigen Umgang mit der lang­
fristigen F inanzierung. Zudem wird das weitere Vorgehen hinsichtlich des Förderbe­
scheids thematisiert, insbesondere die Auswirkungen auf die Höhe derTCTF-Förder- 
mittel,

Neben den Konsequenzen für den Bescheid sollten auch 
die Auswirkungen auf das Unternehmen selbst berücksichtigt werden.

- Herr Philipp erläutert, dass auch der Bund die Auffassung teilt, dass vor einer Auszah­
lung die Gutachten von PWC  und Linklaters zu einem positiven E rgebnis kommen 
müssen. E benso geht der Bund davon aus, dass bei einer geänderten Kapazität des 
Werks eine Ü berprüfung und Anpassung des Zuwendungsbescheids erforderlich ist. 
Darüber hinaus ist für den Bund die bevorstehende Boardentscheidung des Unterneh­
mens von Bedeutung. Auf Nachfrage von Frau Carstens kann auch der Bund kein Da­
tum für die nächste S itzung nennen.

- Herr Philipp teilte mit, dass das BMWK zu dem Thema Gespräche mit Unternehmern 
und Investoren geführt hat.

 

- Herr S chrödter fragt nach der Kommunikationsstrategie des Bundes gegenüber dem 
Unternehmen. Herr Philipp erklärt, dass dem Unternehmen die E rwartung an eine 
nachhaltige Lösung vermittelt wird.

- 

- S owohl Herr Philipp als auch Herr S chrödter sind der Auffassung, dass eine Auszah­
lung des TCTF  erst nach Zustandekommen der Langfristfinanzierung für Northvolt 
S chweden erfolgen könne. Dies sei gemäß  auf Fachebene Northvolt 
gegenüber auch bereits kommuniziert worden.

-  

- Herr S chrödter erkundigt sich nach den weiteren Fortgang zu möglichen Ä nderungen 
des Förderbescheides  

 Herr Philipp gibt diesen Punkt noch einmal zur 
Prüfung an  weiter. Gleichzeitig verweist Herr Philipp darauf, dass in der 
von der E U erfolgten Notifizierung die Größe der Produktionsstätte schriftlich nieder­
gelegt sei.

- Herr S chrödter erkundigt sich, ob nach der voraussichtlichen Verschiebung der Aus­
zahlung die Anteile neu angepasst werden können (Thema ca. 80/20 Auszahlung). 
Herr Philipp lässt diesen Punkt auch durch das R eferat von  prüfen.

- Abschließend einigt man sich auf folgende grobe S prachregelung: Angesichts künfti­
ger Zeitpläne wird derTCTF-Bescheid geprüft werden müssen, um die daraus resul­
tierenden Ä nderungen festzustellen. Alle weiteren S chritte werden darauf abgestimmt. 
Die Auszahlung ist unter anderem an Bedingungen geknüpft, die bisher nicht erfüllt 
werden konnten, sowie an neue Anforderungen, die sich aus der aktuellen S ituation 
ergeben, insbesondere im Hinblick auf das Zustandekommen der langfristigen F inan­
zierung für Northvolt S chweden.
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VS  -Vertraulich

Von:
Gesendet:
An:
Cc:

Betreff:

 (F inanzministerium)
Donnerstag, 26. S eptember 2024 11:40

@ bmwk.bund.de'
 

Northvolt; Bewertung von PWC

Lieber ,

S ie teilten ja mit, dass PWC in der ersten Oktoberhälfte eine erste Bewertung der 
Projektgesellschaft vorlegen wird. Und S ie machten darauf aufmerksam, dass die Bewertung 
durch PwC auch unter dem Vorbehalt der Konzernentscheidung über die strategische Ausrichtung 
stünde. Anpassungen.bei der Fabrik in Heide könnten Auswirkungen auf die Bewertung haben.

Aus dem PWC-Gutachten zum geplanten F inanzierungsvorhaben „Northvolt AB“ im 
Zusammenhang mit der Ansiedlung einer Batteriefabrik in Heide aus dem J ahr 2023 sind mir 
folgende Textpassagen in besonderer E rinnerung:

 
 

 
 

 
 

 
 
 

 
 

 
 

 

 
 

 

 
 

Der Presse ist nun Folgendes zu entnehmen:
Der schwedische Batteriezellhersteller Northvolt will im Zuge seines geplanten Schrumpfkurses 20 Prozent 
seiner globalen Belegschaft entlassen. Insgesamt wird das Unternehmen 1600 Stellen streichen. 1000



k 1 TCVor Vertraulich
davon entfallen auf die Fabrik Skelleftea im Norden des Landes, weitere 400 auf den Standort in V ästeräs 
und 200 auf Jobs in der Hauptstadt Stockholm.
Die Anlage Northvolt Ett in Skelleftea soll vorerst nicht weiter ausgebaut werden. Sie hat in der ersten 
Ausbaustufe eine K apazität von 16 Gigawattstunden und sollte auf 30 Gigawattstunden erweitert werden. 
Derzeit stellt Northvolt gerade einmal Batteriezellen mit einer K apazität von weniger als einer 
Gigawattstunde her.
Northvolt, geführt vom ehemaligen Tesla-Manager Carlsson, will die weltweitumweltfreundlichsten 
Batterien produzieren. Doch Produktionsprpbleme und ein weggefallener Auftrag bremsen das 
Unternehmen aus. Zudem bereitet eine sinkende Nachfrage nach E-Autos und die wachsende K onkurrenz 
aus China dem Batteriehersteller Probleme. Derzeit kommen chinesische Anbieter nach Angaben der 
Internationalen Energieagentur IEA  auf einen Marktanteil von 85 Prozent.
Zeitgleich verliert das europäische Start-up Northvolt einen zwei Milliarden Euroschweren L ieferauftrag 
von BMW- stattdessen kaufen die Münchener bei CATL  (China) und Samsung (K orea). Der Grund sind 
L iefer- und Qualitätsprobleme.
Weil Anbieter in China Akkus im großen Stil deutlich günstiger fertigen können als in Europa, mussten 
zuletzt mehrere Batterieprojekte auf dem K ontinent Rückschläge hinnehmen- darunter auch in 
Deutschland. So legte Ende Mai der chinesische Akkuhersteller Svolt seine Pläne ad acta, eine Zellfertigung 
in der Lausitz anzusiedeln. Auch bei der Automotive Celis Company, dieunter anderem von 
Stellantis und Mercedes finanziell getragen wird, liegen Baupläne für Fabriken in K aiserslautern und 
Italien derzeit auf Eis. Die schwächere Nachfrage führt laut Experten des Fraunhofer-Instituts dazu, dass 
nicht mehr rund 1000, sondern nur noch 800 Gigawattstunden an Fertigungskapazität mittelfristig in 
Europa benötigt werden.

Mir scheint, dass sich seit der Bewertung von PWC,  
 einiges geschehen ist, was die damalige S tellungnahme und die S chlüsse daraus in 

einem neuen Licht erscheinen lassen.  
Wie soll eine Umsatzstabilisierung bei einer aktuellen 

Produktionskapazität  und einem Personalabbau von 1000 S tellen in dem 
betroffenen Werk gelingen?  Was heißt das für Bedienung der bestehenden F inanzierungen der 
NV  AB bzw. der Projektgesellschaften?  Und was heißt das für künftige F inanzierungen auch für 
NV Drei?  Und - wie von  mehrmals hinterfragt - was heißt das für das R isiko der 
nicht planmäßigen R ückführung der bestehenden Wandelanleihe über 600 Mio. E uro?

Ich freue mich, dass morgen aus S icht der Zuwendungsgeber ein Austausch zu dem term sheet 
„Besicherung TCTF-Förderung (700 Mio. E uro)“ stattfindet. E s ist zweifellos wichtig, dass man ein 
gemeinsames Verständnis zum grundlegenden Vertragswerk hat. Noch bedeutsamer erscheint 
mir allerdings, dass man ein gemeinsames Verständnis zur wirtschaftlichen S ituation des NV- 
Konzerns und ihre Auswirkung auf das Projekt in Heide hat.

Herzliche Grüße
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